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Die gesteilte Rechtefrage 

In einem Beschwerdeverfahren gegen eine Zwischenentscheidung der 
Einspruchsabteilung des Europäischen Patentamts hat eine der 
BeschwerdefUhreriflflefl (Einsprechenden) die Beschwerdebegrndung 
nach Ablauf der in Artikel 108 Satz 3 EPU vorgesehenen Frist 
eingereicht und gleichzeitig einen begrlindeten 'dedereinsetzungs-

antrag gesteilt. 

Die zustndige Technische Beschwerdekammer hat mit Zwischenent-
scheidung vom 6. August 1986 (&itscheidung T 110/85, 
AB1. EPA 1987, 157) der Gro2en Beschwerdekainmer geinäB Arti-
kel 112 (1) a) EPU folgende Rechtsfrage zur Entecheidung vor-

gelegt: 

"Kann ein Beschwerdefáhrer, der Einsprechender ist, nach Arti-
kel 122 EPt) wieder in den vorigen Stand eingesetzt werden, wenn 
er die Frist nach Artikel 108 Satz 3 EPU zur Einreichung der 

Beschwerdebegrlindung versäumt hat?•" 

EntscheidungsgrUnde 

1. Das Europische Patentibereinkommen sieht vor, daB eine Reihe 
von Handlungen innerhaib von Fristen vorzunehxnen sind, die 
entweder im t)bereinkommen selbst festgesetzt sind oder vom 

Europischen Patentanit festgesetzt werden. 

Die Versumung dieser Fristen hat in vielen Fallen ftr den 
Betreffenden einen endgUltigen Rechtsverlust zur Folge. 

Der endgiltige Rechtsverlust steilt vor allem dann eine 
besondere Härte dar, wenn die Versäumung der Frist nicht 
auf einem Verschulden, sondern auf einem Versehen beruht, 
das trotz Beachtung aller nach den Umständen gebotenen 

Sorgfalt eingetreten ist. 
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2 	Gr 01/86 

Urn diese Hrte zu lindern, wurde das RechtsinstitUt der 

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand geschaffen 

(Artikel 122 EPU). 

In Artikel 122 (1) EP1) hei2t es wie folgt: Der Anmelder 

oder Patentinhaber, der ... verhindert worden ist, gegen-

liber dern Europãischen Patentarnt eine Frist einzuhalten, wird 

auf Antrag wieder in den vorigen Stand eingesetzt". 

Nach Auffassung der Grol3en Beschwerdekamnier darf diese 

Formulierung nicht so ausgelegt werden, daB sie von vorn-

herein alle anderen Personen, die irn Artikel 122 (1) EPO 

nicht ausdrUcklich aufgefUhrt sind, von einer Wiederein- 

setzung ausschlie8t, da dies offensichtlich unbillige und 

logisch nicht zu rechtfertigende Folgen hätte. Auch andere 

Verfahrensbeteiligte, die nicht Patentanmelder oder -inhaber 

sind, kbnnen in Verfahren vor dern EPA eine Frist ohne ihr 

Verschulden versáurnen und dadurch von einern endgliltigen 

Rechtsverlust bedroht sein. Zu diesen Personen gehören z. B. 

die europâischen Vertreter (Artikel 20 EPO), die Erfinder 

(Regel 19 EPU) und Personen, die nicht Anmelder sind, denen 

aber der Anspruch auf ein europisches Patent zugesprochen 

worden ist (Artikel 61 EPtJ). Es ist nicht ersichtlich, aus 

weichern Grunde diese Personen von der tiedereinsetzung aus 

geschlossen werden soliten. So sieht auch Regel 63 (3) EPU im 

Rahrnen des EinspruchsverfahrenS vor, daB der Antrag auf Ent-

scheidung der Einspruchsabteilung Uber die Kostenfestsetzung 

der Geschäftsstelle innerhaib eines Monats nach Zustellung 

der Kostenfestsetzung beirn Europischen Patentarnt einzurei-

chen und zu begrlinden ist; diese Entscheidung ist dann unter 

den in Artikel 106 (5) EPU genannten Bedingungen beschwerde- 

fähig. Es wáre wenig einleuchtend, wenn irn Rahznen eines 

soichen KostenfestsetzungsVerfahrenS einer der Beteiligten 

die Wiedereinsetzung in Anspruch nehinen knnte, der andere 

jedoch nicht. 
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- 	Aus dieser t)berlegung folgt, daB die Verfasser des t)berein- 

kommens mit der Formulierung des Artikels 122 EPU nur be- 

- 	stinunte Fälle und bestimmte Fristen von einer Wiederein- 

setzung ausschlieBen, nicht dagegen die Wiedereinsetzung auf 

den Patentanmelder und Patentinhaber beschrnken woilten. 

Urn die gestelite Frage beantworten zu k5nnen, muB zunchst 

festgestellt werden, vie Artikel 122 (1) EPU auszulegen 

ist. Dabei sind die Grundstze fUr die Vertragsauslegung 

anzuwenden, die die Kammer in ihren frUheren Entscheidungen 

(s. Nr. 1 bis 6 der Entscheidungen Gr 01/83, Gr 05/83 und 

Gr 06/83 vom 5. Dezember 1984, AB1. EPA 1985, 8 und Nr. 1 

der Entscheidung Gr 01/84 vom 24. Juli 1985, AB1. EPA 1985, 

299) definiert hat. 

4. Aus den Materialien zuzn EPU geht hervor, dali zu Beginn der 

Vorarbeiten am europischen Patent nur ein Land unter den 

Teilnehmerstaaten (Deutschland) den Grundsatz der Wiederein-

setzung kannte und auch irn Patentrecht anwandte (s. Kominen- 

tare der Arbeitsgruppe "Patente", Sitzung vorn8. bis 

19. Januar 1962, Protokoll der Sitzung vom 10. Januar 1962, 

Dok. IV/215/62, S. 19). 

Im "Zweiten Vorentwurf eines Ubereinkommens tiber ein euro-

pisches Patenterteilungsverfahren", der im April 1971 

veróffentlicht wurde, war Artikel 142 (der dern heutigen 

Artikel 122 EPU entspricht) auf den "Anznelder" beschrnkt; in 

einer Bemerkung zu diesem Artikel heilit es jedoch: "Die Frage 

der Ausdehnung des Anwendungsbereichs des Artikels 142 auf 

den Patentinhaber und den Einsprechenden muli noch geprtift 

werden." Diese PrUfung wurde von einer Arbeitsgruppe whrend 

der Sitzung vom 22. bis 26. November 1971 in Luxemburg vorge-

nommen. Im Protokoll der Sitzung ist hierzu folgendes ver-

merkt: 
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4 	 Gr 01/86 

"Die Gruppe prUfte, ob entsprechend der Bemerkung im Zweiten 
Vorentwurf Artikel 142 auf patentinhaber und auf 

Einsprechende ausgedehnt werden soil. 

Sie war der Ansicht, daB es logisch und notwendig sei, dem 
Inhaber des europischen Patents whrend der Einspruchs-
frist oder, solange ein Einspruchsverfahren anhängig ist, die 

Möglichkeit der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu 

geben. Artikel 142 wurde entsprechend ergänzt. 

Was dagegen den Einsprechenden betrif ft, so vertrat die Mehr-

heit der Arbeitsgruppe die Auffassung, daI3 ihm dieses Recht 
nicht gewährt werden solite, da er seine Rechte auf andere 
Weise, insbesonderedurch Nichtigkeitsklage vor einzelstaat-
lichen Gerichten, geltend machen könne, falls durch höhere 

Gewalt die unmittelbare Folge entsteht, daB er im Rahmen des 

Einspruchsverfahrens einen Anspruch verliert oder ein Rechts-
mittel nicht einlegen kann." (BR/144/71) 

5. Der Ausschlul3 des Einsprechenden von der Wiedereinsetzung 

in die Beschwerdefrist lälit sich dadurch erklären, dali der 

Patentinhaber ein berechtigtes Interesse daran hat, nicht 
Uber GebUhr im Ungewissen darflber zu bleiben, ob noch eine 

Beschwerde erhoben werden kann. Die Besserstellung des 

Patentinhabers, dem die Möglichkeit zugestanden wird, in 

diese Frist wiedereingesetzt zu werden, findet ihre Recht-
fertigung darin, dali der Widerruf oder die Beschränkung des 

Patents fUr ihn einen endgUltigen Rechtsverlust bedeutet. 
Beim Einsprechenden ist dies nicht der Fall; thin bleibt im 

Falle einer ZurUckweisung seines Einspruchs, wie oben ange-

geben, miner noch die Nichtigkeitsklage vor den nationalen 

Gerichten. 
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Die Grol3e Beschwerdekanuner atelit feat, dal3 auch das deutsche 

und das Bsterreichische Recht ausdrUckliche Bestimmungen 

enthält ( 123 (1) des deutschen Patentgesetzea - 8. hierzu 

die Entscheidung des Bundesgerichtshofs yam 22. Dezember 1983 
u5h1itzwandu, GRUR 1984, S. 337 - und 129.2 des öster-

reichischen Patentgesetzes), die die Wiedereinsetzung des 

Einsprechenden in die Beschwerdefrist ausschlieBen. 

Nach dem Recht der Ubrigen Mitgliedstaaten, die sowohi em 

Emnspruchsverfahren ala auch eine Wiedereinsetzung kennen 

(Niederlande, Schweden, Schweiz), knnen ausdrUcklich nur der 
Anmelder (Artikel 17 A des niederländischen Patentgesetzes) 

bzw. der Anmelder und der Patentinhaber (t.- 72 des schwedi-

schen Patentgesetzes und Artikel 47 des schweizerischen 

Patentgesetzes) wieder in den vorigen Stand eingesetzt 

werden. 

Nach nieder1ndischem Recht erfolgt der Einspruch vor der 

Patenterteilung (Artikel 25.4), so dal3 der Aninelder die 

Möglichkeit einer Wiedereinsetzung hat, falls er die Be-

schwerdefrist versumt: in Schweden hingegen, wo das Patent-

beschwerdegericht ein vom Patentanit unabhngiges Gericht ist, 

kann nach . 72 des schwedischen Patentgesetzes keiner der 

Beteiligten am Einspruchsbeschwerdeverfahren wieder in die 

Beschwerdefrist eingesetzt werden, da 72 nur mm Verfahren 

vor dem Patentamt, nicht aber mm Verfahren vor dem Patent-

beschwerdegericht gilt. Eine Wiedereinsetzung vor dem 

Patentbeschwerdegericht kann nur von Obersten Verwaltungs-

gerichtshof ausnahinsweise in besonderen Fallen gewährt 

werden. 

6. Demnach ist festzustellen, daB sowohl der Wortlaut des 

Artikels 122 (1) EPU ala auch die Materialien zum EPU ala 

auch ein Vergleich des nationalen Rechts der Mitgliedstaatefl 

den SchluB zulassen, daB der Einsprechende von einer Wieder-

einsetzung in die Beschwerdefrist ausgeschlossen ist. 
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mit ist jedoch die Frage noch nicht geklrt, ob er auch von 
der Wiedereinsetzung in die Frist für die Einreichung der 
BeschwerdebegrUndung ausgeschlossen ist. 

Der Entwurf des Ubereinkonunens sah zu dem Zeitpunkt, als 
seine Verfasser beschlossen, den Einsprechenden von der 
Wiedereinsetzung auszuschliel3en, keine eigene Frist für die 
Einreichung der BeschwerdebegrUndung vor. Artikel 111 (der in 
dern im April 1971 verôffentlichten Zweiten Vorentwurf eines 
Ubereinkornmens Uber ein europäisches Patenterteilungsver-
fahren die Formvorschriften und die Beschwerdefrist regelte 
und auf den sich die in der Sitzung vom 10. Dezember 1971 
getroffene Entscheidung der Arbeitsgruppe (s. Nr. 5) stützte, 
dent Einsprechenden die Wiedereinsetzung zu verweigern) 
lautete wie folgt: 	- 

"Die Beschwerde ist innerhalb einer Frist von zwei Monaten 
nach Zustellung der Entscheidung schriftlich beim Euro- 
pãischen Patentamt einzulegen und zu begrinden. Die 
Beschwerde gilt erst als eingelegt, wenn die in der 
GebUhrenordnung zu diesem tJbereinkommen vorgeschriebene 
BeschwerdegebUhr entrichtet worden ist. Ein ergnzender 
Schriftsatz, in dem die Begrindung der Beschwerde nher 
erläutert wird, kann innerhaib einer Frist von einem Monat 
nach der Einlegung der Beschwerde eingereicht werden." 

&st auf der MUnchner Konferenz mm Oktober 1973 wurde eine 
eigene Frist für die Einreichung der BeschwerdebegrUndung in 
den frUheren Artikel 111 - heute Artikel 108 EPU - aufge-
nominen (s. Dok. M/PR/l, S. 55). 

Diese Anderung hat eine neue Rechtslage geschaffen. 

Erst wenn die Beschwerde eingelegt und die entsprechende 
GebUhr entrichtet worden ist, liegt eine Beschwerde vor. Mit 
diesen beiden Handlungen leitet der BeschwerdefVthrer das 
Verfahren em. Der Rechtszug ist eröffnet. 
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Von dem Augenblick des Ablaufs der 2-Monatsfrist des 

Artikels 108 EPt) ist die Ungewil3heit des Patentinhabers 

beseitigt, ob das in 1. Instanz erteilte Patent endgtiltig 

aufrechterhalten ist oder nicht. Gleiches gilt aber nicht fUr 

den Ablauf der 4-Monatsfrist des Artikels 108 EPU fUr die 

Einreichung der BegrUndung, denn sic eetzt eine rechtswirk-

same Beschwerde voraus. Der Ablauf der 4-Monatsfrist bertlhrt 

daher die anzuerkennenden Interessen des Patentinhabers in 

anderer Weise ale der Ablauf der 2-Monatsfrist. 

Djeser Tjnterschied konnte bei den vorbereitenden Arbeiten zur 

Schaffung des Artikels 122 EPU nicht berlicksichtigt werden, 

weil die EinfUhrung einer gesonderten BeschwerdebegrUndungs-

frist erst auf der MUnchner Konferenz beschlossen wurde. Die 

Konferenz selbst hat die Auswirkung dieser Xnderung auf den 

Artikel 122 EPU nicht bedacht. Aus diesem Grunde sieht sich 

die GroBe Beschwerdekaznmer zu der Prflfung berechtigt, ob das 

Interesse des Patentinhabers, aufgrund dessen den Einspre-

chenden das Recht auf Wiedereinsetzung in die Beschwerdefrist 

verwehrt, dem Patentinhaber hingegen zugestanden wird 

(s. Nr. 6), auch die Verweigerung der Wiedereinsetzung in die 

Frist zur Einreichung der BeschwerdebegrUndung rechtfertigt. 

9. Der Patentinhaber hat zwar ein berechtigtes Interesse daran, 

nach Ablauf der zweimonatigen Beschwerdefrist nach Arti-

kel 108 EPU nicht Thnger in Unklaren darUber gelassen zu 

werden, ob eine Beschwerde vorliegt. Wenn jedoch die Be- 

schwerde bereits eingelegt jet, d. h. wenn der Einsprechende 

seine Absicht rechtsgUltig bekundet hat, die Aufhebung der 

Entscheidung der Einspruchsabteilung zu erwirken, so ist 

diese Unsicherheit nicht mehr gegeben, weil das Beschwerde-

verfahren anhángig jet. Der Rechtszug ist er3ffnet, und der 

Patentinhaber nuB sich wie alle anderen Beteiligten den 

Verfahrenserfordernissen beugen und warten, bis die Kanuner 

eine endgUltige Entscheidung Uber die Zu1ssigkeit der 

Beschwerde trif ft. 
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Die zusätzliche Verzögerung, die durch ein Wiedereinsetzungs-
verfahren entsteht, d3zfte in Vergleich zur 1blichen Verfah-
rensdauer in der Regel kauxn ins Gewicht fallen. Dem Beschwer-
deführer und den Beschwerdegegner wird nznlich von der 
Geschftsstelle der Beschwerdekanimern sofort mitgeteilt, da 
die Frist für die Einreichung der Beschwerdebegrindung ver-
säunit worden ist. Zudem verhindern die strengen Bedingungen, 
denen die Wiedereinsetzung nach Artikel 122 EP1) unterliegt, 
einen etwaigen Mibrauch. Die Groe Beschwerdekanuner ist 
deshaib der Auffassung, dai3 das berechtigte Interessedes 
Patentinhabers es unter diesen Umstnden nicht rechtfertigt, 
den Einsprechenden eine Wiedereinsetzung in die Frist für die 
Einreichung der Beschwerdebegrlindung zu versagen. 

Demnach darf Artikel 122 (1) EPO gemAl3 den Auslegungsgrund-
satz siCessante  ratione legis cessat ipsa l ex ss 

(Digesten 35. 1. 72. 	6) nicht so ausgelegt werden, daB der 
Einsprechende automatisch von einer Wiedereinsetzung in die 
Frist für die Einreichung der Beschwerdebegrihidung und in 
andere im Beschwerdeverfahren vorgesehene Fristen ausge-
schiossen ist, deren Versãumung nach Einlegung der Beschwerde 
fUr ihn einen Rechtsverlust zur Folge haben kann. 

Da also weder der Wortlaut des Artikels 122 (1) EPU noch die 
Materialien zuin MUnchner PatentUbereinkonunen, noch die Uber-
legungen zur Rechtsgrundlage der genannten Bestinunung dagegen 
sprechen, daB den Einsprechenden die Möglichkeit eingeräumt 
wird, im Rhmen eines rechtsgUltigen Beschwerdeverfahrens die 
Wiedereinsetzung unter den Bedingungen und in Rahxnen des 
Artikels 122 EPU in Anspruch zu nehinen, bleibt zu prUfen, ob 

die gestelite Frage nach den aligerneinen Rechtsgrundsâtzen 
bejaht werden muI3. 

Aligemeine Rechtsgrundsãtze stellen eine anerkannte Rechts-
quelle dar. Sie können auch zur Auslegung des geschriebenen 
Rechts beitragen. Sie werden von den nationalen Gerichten der 
Vertragsstaaten angewandt, wenn es darum geht, GesetzeslUcken 
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zu fUllen oder von der wörtlichen Auslegung bestehender Vor-

schriften abzuweichen, die zu Unbilligkeiten fUhren w1rde 

(8. z. B. International Institutional Law, Henry G. Scher-

Iners, Sijthoff & Noordhoff, 1980, 	1189 ff. und Traitfi de 

droit civil, herausgegeben von J. Ghestin, Introduction 

g&n&ral, J. Qestin und G. Goubeaux, LGDJ 1983 Nr. 446 ff.). 

Ein von den Mitgliedstaaten der EPU anerkannter Grundsatz 

besagt, daB allen Beteiligten an einern Verfahren vor einem 

Gericht dieselben Verfahrensrechte eingerumt werden inUssen. 

Dieser Grundsatz entspringt ebenso wie z. B. die Grundsátze 

des rechtlichen Gehörs, der Wahrung des Rechts der Verteidi-

gung usw. dem allgemeinen Grundsatz der Gleichheit aller vor 

dem Gesetz und damit auch vor den Gerichten, die dieses 

Gesetz anwenden. 	- 

Mehrere Entscheidungen des Gerichtshofes der Europischen 

Gerneinschaften haben diesen Grundsatz förmlich anerkannt, der 

besagt, dai3 Nvergleichbare  Sachverhalte nicht unterschiedlich 

behandelt werden dUrfen , es sei denn, daB eine Differen-

zierung objektiv gerechtfertigt ware" (Entscheidung des 

Gerichtshofes vorn S. Oktober 1980 in der Sache 810/79 - Peter 

tiberschar, Sarninlung der Rechtsprechung des Gerichtshofes der 

Europischen Gerneinschaften RJCJCE 1980, S. 2747). 

Aus den Bestirnmungen des EPU, die die Unabhängigkeit der Hit-

glieder der Beschwerdekarnmern (Art. 23 EPU). deren Zustndig-

keit und Arbeitsweise sowie die Art der von ihnen getroffenen 

itscheidungen regeln, geht hervor, daB es sich bei den Karn-

mern urn Gerichte handelt, die dafUr zu sorgen haben, daB das 

Recht bei der Anwendung des Europäischen PatentUbereinkommens 

gewahrt bleibt. Daher ist der Grundsatz der gleichen Behand-

lung der Beteiligten eines Verfahrens vor einem Gericht auch 

auf Verfahren vor den Beschwerdekaxnmern des EPI) anzuwenden. /2 
Hinzu kornmt, daB es gegen die Entscheidungen der Beschwerde-

kamniern kein Rechtsrnittel gibt. Letztinstanzliche Entschei-

dungen, die also ein Verfahren abschiieBen, bei dern es urn die 
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tYberwachung der Rechtm.Bigkeit von Verwaltungshandlungen und 

urn die Wahrung der Rechte des Einzelnen geht, kónnen in den 

Vertragsstaaten der Europäischen Patentorganisation aber nur 

von Gerichten getroffen werden. 

15. Die Groe Beschwerdekarniner ist deshaib der Auffassung, daB 

die Beschwerdekaflunerfl in einem EinspruchsbeschwerdeVerfahrefl 

hinsichtlich der Frage der Einhaltung der BeschwerdebegrUn- 

dungsfrist des Artikels 108 Satz 3 EPU den Grundsatz der 

gleichen Behandlung aller Verfahrensbeteiligten (s. oben 

unter Nr. 13) anzuwenden haben. Dieser verbietet es, den 

Einsprechenden bei der Mbglichkeit, Wiedereinsetzung in die 

versâumte Frist zur Begrndung der Beschwerde zu gewähren, 

anders zu behandein als den Patentinhaber, denn das wUrde zu 

einer nicht vertretbaren Diskriminierung des Einsprechenden 

fUhren. Daher ist die von der vorlegenden Beschwerdekarnrner 

gesteilte Frage zu bejahen. 

Entscheidungsformel 

Aus diesen Grlinden wird entechieden, daB die der Gro8en Beschwer-

dekammer vorgelegte Rechtsfrage wie folgt zu beantworten ist: 

Artikel 122 EPO ist nicht so auszulegen, daB er nur auf den 

Patentannielder und den Patentinhaber anzuwenden ist. 

Ein Beschwerdeführer, der Einsprechender ist, kann nach 

Artikel 122 EPtJ wieder in den vorigen Stand eingesetzt werden, 

wenn er die Frist zur Einreichung der Beschwerdebegri.ndung 

versäurnt hat. 

Der GeschãftSStelleflbealflte 
	Der Vorsitzende: 

~- /Z 
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